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den Plan der Nazis, das Land
"judenfrei" zu machen, fortge-
setzt. Vielmehr hätten sich
"gewissenlose Halunken" ent-
schieden, "den Holocaust
zum gerichtlichen Spiel ums
große Geldauszunutzen." Auf
die in der Klageschrift er-
wähnten Repressalien i m
Nachkriegspolen ging der In-
tellektuelle indes nicht näher
ein, auch nicht darauf, dass
Hunderttausende Enteignete
(Polen und Juden) auf Wie-
dergutmachung warteten −
private Rückgabeforderungen
und Schadensersatzklagen
lagen polnischen Behörden
schon seit geraumer Zeit vor.
Diese konnten Entschädi-
gungsforderungen bis dahin
relativ leicht abwehren: ein
Verweis auf fehlende gesetzli-
che Besti mmungen genügte,
und die Anträge verschwan-
den wieder in den Schublä-
dender Verwaltung.
Tatsächlichgibt es bis heu-

te kein Gesetz, das die Ent-
schädigungsfrage umfassend
regelt. Polens liberalkonser-
vativer Ministerpräsident Jer-
zy Buzek hatte die Forderun-
gen der NewYorker Klägerge-
meinschaft unter Hinweis auf
die nationaleSouveränität ab-
gelehnt und sie stattdessen
auf einfür das darauf folgen-
de Jahr geplantes Reprivati-
sierungsgesetz verwiesen.
Doch auch der mittlerweile
15. Anlauf der Regierung, die
heikle Problematik nach über
zehnjährigem Streit endlich
zu lösen, scheiterte. Nach
dem damaligen Entwurf soll-
ten Alt−EigentümerInnen nur
noch die Hälfte des heutigen
Wertsihres ehemaligen Besit-
zes zurückerhalten. Statt für
sämtliche Enteignungsopfer
galt der Entwurf zur Repriva-
tisierung zudem nur für alle
diejenigen, die zumZeitpunkt
der Enteignung sowie zum
Zeitpunkt des 31. Dezembers
1999 die polnische Staatsbür-
gerschaft besaßen. So sollten
Schadensersatzklagen von
nach 1945 vertriebenen und
umgesiedelten Deutschen
von vornherein ausgeschlos-
sen werden. Das Gesetz wur-
deschließlichnachlangwieri-
gen, emotional geführten De-
batteni m März 2001 von der
Mehrheit der Abgeordneten
im Sej m (Parlament) ge-
sti mmt− undkurz darauf vom
Staatspräsident Aleksander
Kwasniewski blockiert. Die-
ser begründete sein Veto ge-
gen das Gesetz mit der darin
enthaltenen Diskri minierung
von AusländerInnen und da-
mit, er könne die geschätzten
Kompensationen aus der
Staatskassein Höhevonrund
11,5 Milliarden US−Dollar we-
gen der Wirtschaftsschwäche
seines Landes nicht verant-
worten. DenBetroffenenemp-
fahl das polnische Staats-
oberhaupt, ihre Rechte vor
polnischen Gerichten einzu-
klagen.

Menschenrecht
Entschädigung
Doch außer einemZeitauf-

schub dürfte ihmund seinen
PolitikerkollegInnen dieser
Schachzug nicht viel ge-
bracht haben. Artikel 1 des
Ersten Zusatzprotokolls zur
Europäischen Menschen-
rechtskonvention sieht aus-
drücklich den Schutz des Ei-
gentums vor. WennPolenalso

i mJuni 2004 der EUbeitreten
will, muss es auch die Frage
der Reprivatisierung geregelt
haben. Inihrer Stellungnahme
von 1997 zum Antrag Polens
auf Beitritt hielt die EU−Kom-
mission ausdrücklich fest:
"Die Verfahren zur Entschädi-
gung von Personen, die von
den Nazis oder den Kommu-
nistenenteignet wurden, müs-
sen noch abgeschlossen wer-
den." Seitdemermahneneuro-
päische Institutionen wie die
Kommission für Auswärtige
Angelegenheiten des Europa-
parlaments die polnischen
Autoritäten alljährlich, "to re-
view their position on the
long standing problemof the
restitution of propertyandto
submit in the near future a
newlaw that will provide a
fair and lasting solution of
this question". Polen ist das
einzige ehemalige Ostblock-
land, das als EU−Beitrittskan-
didat noch i mmer ohne Ent-
schädigungsgesetzist.
Unterdessen wächst derin-

ternationale Druck weiter. Ne-
ben der OECD haben ver-
schiedene US−amerikanische
Kongressabgeordnete inzwi-
schenfür die(jüdischen) Ent-
eigneten Partei ergriffen. Auf
einem öffentlichen Hearing
der "Commission on Security
and Cooperation in Europe"
i m Juli vergangenen Jahres
betonte die NewYorker Sena-
torin Hillary RodhamClinton
(DP) noch einmal die Dring-
lichkeit der Entschädigungen.
Die Zeit läuft ab: Viele derer,
die seit Jahren und Jahrzehn-
ten auf Wiedergutmachung
warten, sind schon weit über
70Jahrealt.
Dessen ungeachtet stand

laut Meinungsforschungsin-
stitut CPOSnochimJahr 2001
die Mehrheit der polnischen
Bevölkerung einem Gesetz
eher skeptisch gegenüber −
erst seit den vergangenen
zwei Jahren mehren sich in
Polen Sti mmen, welche die
taktierende Haltung der Re-
gierung kritisieren. In einem
Artikel der konservativen
"Rzeczpospolita" vom April
2001 warnte Autor Krzystof
Darewicz davor, die Beschrän-
kungdes Reprivatisierungsge-
setzes auf polnische Staats-
bürger bestärke Juden nur in
ihrer Überzeugung, Polen dis-
kri miniere sie. Er warnte vor
internationalen, antipolni-
schen Sti mmungen und er-
mahnte zugleich seine Lands-
leute, den "Eigentumsfragen
der Juden mindestens soviel
Zeit und Gewicht" beizumes-
sen, wieJedwabne.

Polnischer
Antisemistismus
Es war Ende 2000, als der

amerikanisch−polnische His-
torikerJanTomasz Gross sein
Buch "Neighbors" in Polen
veröffentlichte und damit ei-
ne Riesendebatte auslöste, ei-
nige sprechengar von einem
"polnischen Historikerstreit".
In seinem Buch schrieb
Gross, entgegen der vorherr-
schenden Geschichtsauffas-
sung seien es nicht die deut-
schen Nationalsozialisten ge-
wesen, die 1941 in demklei-
nen polnischen Dorf Jed-
wabne zwei Drittel der jüdi-
schen Bevölkerung umge-
bracht hätten, sondern die
Polen selbst hätten dort − auf
Geheiß der Deutschen − ihre

POLEN UNDEU

Tödliche Verzögerung
Fünfzehn Mal probiert,
i mmer gescheitert,

jetzt kommt
ein neuer Anlauf.

Wenn Poleni mJuni
2004der Europäischen
Union beitreten will,
mussdiekomplizierte
Reprivatisierungvon
enteignetemEigentum

ausdemZweiten
Weltkrieg und der

kommunistischen Ära
unbedingt geklärt sein.

Schweigen und Achselzu-
cken. Vielleicht wares nur Zu-
fall, dass auf die Frage, wie
der Stand in der Entschädi-
gungsfrage zwischen Polen
und den jüdischen Opfern
des Nationalsozialismus und
des Kommunismus sei, nie-
mand so recht zu antworten
vermochte. Weder die an-
sonstensehr gutinformierten
Stadtführerinnen, welche die
luxemburgische Journalisten-
delegation Ende Juni durch
Krakau und Warschau führ-
ten, noch die örtlichen Jour-
nalistInnen, mit denen man
abends gemütlichbei mEssen
beisammensaß.
Dabei ist es gar nicht lange

her, dass die Entschädigungs−
bzw. Reprivatisierungsfrage
in den polnischen Zeitungen
für lange Artikel und unzähli-
ge, empörte Leserbriefe ge-
sorgt hatte. Man schrieb das
Jahr 1999. In jenemJuni for-
derte eine Gruppe von jüdi-
schen Holocaust−Überleben-
den aus Polen und deren Er-

bInnen vompolnischen Staat
Schadensersatz in Höhe von
bis zu 100 Milliarden US−Dol-
larfür Grundbesitz, derihnen
i m Zweiten Weltkrieg, aber
auch während der kommunis-
tischen Ära, weggenommen
worden war. In der Klagebe-
gründung der NewYorker An-
wälte Mel UrbachundEdward
Klein hießes damals: "Die Re-
publik Polen hat während der
vergangenen 54 Jahre einen
Planrealisiert, der die gewalt-
same Vertreibung der Juden
aus Polen bis zuihrer Ausrot-
tung durch Gewalt, Folter und
Tod zum Inhalt hatte." Aus
"Hass und Habsucht" würde
Polen bis heute Gewinn aus
demEigentumder Opfer des
Holocaust ziehen. Juden, die
nach1945versucht hätten, ih-
re Grundstücke und Privat-
häuser zurückzubekommen,
seien von den Behörden und
den"neuen BesitzerInnen" re-
gelrecht verfolgt und verjagt
worden. Außerdemtrage Po-
len auch eine Mitverantwor-

tungfür Auschwitz und ande-
re Todeslager, die, so argu-
mentierten die Rechtsanwäl-
te, von den Deutschenin Po-
len wegen des dort vorherr-
schendenAntisemitismus ein-
gerichtet worden seien (eine
Behauptung, dierenommierte
HistorikerInnen allerdings für
falschhalten).
Nach dem Bekanntwerden

der Klage war die Empörung
in der polnischen Öffentlich-
keit groß. Insbesonderegegen
die Gleichsetzung mit dem
Dritten Reich wurde in zahl-
reichen Leitartikeln protes-
tiert. Der Chefredakteur der
größten polnischen Tageszei-
tung Gazeta Wyborcza, Adam
Michnik, selbst jüdischer Ab-
stammung, veröffentlichte ei-
nen Artikel mit demTitel "Lü-
ge i m Schatten der Shoah".
Darin warf der ehemaligeSoli-
darnosc−Aktivist den Autoren
der Klage eine extrem "anti-
polnische Einstellung" vor
und verwahrte sich strikt ge-
gen den Vorwurf, Polen habe
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Für den Wiederaufbau der von den Nazisfast völligzerstörtenStadt Warschau konfiszierten die
Sowjetsriesige Flächen, in vielenFällen ohnefür eine angemessene Entschädigungzusorgen.
Die Eigentumsfrage einiger Liegenschaftenrundumden Kulturpalast ist bis heute umstritten.

(Fotos: TomWagner/SIP)



Jüdischer Besitz
(ik) − Rund drei Milli onen Jüdi nnen und Juden
lebten vor dem Zweiten Weltkrieg i n Polen.
Schätzungen zufolge gehörte damals zwischen
ei nem Fünftel und ei nem Drittel aller Liegen-
schaften pol nischen Juden. Diese konzentrierten
sich besonders auf die Städte. Allei n i mKrakauer
Viertel Kazi mierz waren von 270 Wohnhäusern
200 rechtmäßiger, jüdischer Besitz. Nach dem
Zweiten Weltkrieg, i n dessen Verlauf fast alle
polnischen Juden von den Nazis ermordet wur-
den, und während der kommunistischen Herr-
schaft standen viele jüdische Häuser leer. "Ver-
lassene" und"benöti gte" Besitztümer wurden kur-
zerhand von den Sowjets beschlagnahmt und i n
"nati onalen Besitz" überführt. Laut Dekret von
1945 wurden so allei n i n Warschau über 7.000
Liegenschaften und 14.300 Hektar Grundstücke
von den russischen Machthabern konfisziert −
angeblich um darauf die niedergebombte Stadt
wieder aufzubauen sowie Gebäude für die All ge-
meinheit zu errichten.
Obwohl ursprünglich per Gesetz Kompensatio-
nen vorgesehen waren und Betroffenen sogar
der juristische Ei nspruch gegen die Nationalisie-
rung i hres Privatbesitzes erlaubt gewesen war,
sah die Praxis anders aus. Der Pol nischen Union
der Grundstücksbesitzer zufolge wurden ledig-
lich etwa acht Prozent der Fälle nach Sowjetrecht
richtig abgewickelt. Von 15.000 Personen, die
bei den Behörden gegen i hre Entei gnung Ei n-
spruch erhoben hatten, erhielten nahezu 5.000
kei ne Antwort. Jüdische BesitzerI nnen, die i hrer-
seits Forderungen erhoben, mussten weit bis i n
die 80er Jahre hinei n mit Repressalien rechnen.
Somit warten noch i mmer Hunderttausende Po-
len und Juden auf i hre rechtmäßige Entschädi-
gung. Hi nzu kommen mehrere Milli onen Men-
schen, die aufgrund von Umsiedl ung und Ver-
trei bung i hren ursprünglichen Besitz verlassen
mussten (die Frage der deutschen Entei gneten
ist dabei besonders heikel).
Während i m Jahr 1997 − nach dem Vorbil d des
Umgangs mit der katholischen Kirche (1989)
und den Gewerkschaften (1990)− ei n Gesetz ver-
abschiedet wurde, das auch die Rückgabe der
Grundstücke der jüdischen Gemeinden regelt,
blieb die Frage privater, jüdischer Liegenschaften
jedoch ungeklärt. Ei ne entsprechende Regel ung
ist ( mal wieder) für dieses Jahr angekündigt.
Das 1997er−Gesetz sieht vor, dass elf namentlich
genannte, jüdische Organisati onen i n Polen auf
Antrag i hre Synagogen, Gebetshäuser, Badehäu-
ser, Schulen und Krankenhäuser zurückerhalten
bzw. andernfalls Kompensationen ausgezahlt be-
kommen − befristet bis zum Mai 2002. Die Ent-
schädigungen dürfen aber nur i n Polen und zu-
vorderst für Renovierung und Erhaltung der jüdi-
schen Kulturgüter verwendet werden. Daraufhi n
war ei n Streit zwischen dem Weltjudentum und
den polnischen, jüdischen Organisati onen über
die Regel ung entsprungen, da aus Polen gefl ohe-
ne JüdI nnen befürchteten leer auszugehen.
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eigenen NachbarInnen auf
brutalste Art und Weise er-
mordet. Eine wahre Ge-
schichte, die 1996 bereits ein
gewisser Morlan TyRogersin
der NewYorkTi mes unter ge-
nauer Angabe von Daten er-
zählt hatte, die aber damals
von polnischen Zeitungenals
antipolnische Provokation
abgetan wurde.
Die Gazeta Wyborcza von

Adam Michnik, der das Vor-
wort für die deutsche Ausga-
be von "Neighbors" schrieb,
ging darauf nicht ein− undig-
norierte überdies sechs Mo-
nate lang das vier Jahre spä-
ter veröffentlichte Buch von
Jan T. Gross. Erst als das pol-
nische Institut zum Nationa-
len Gedenkenin einer Unter-
suchung die Durchführung
des Jedwabne−Massakers
durch Polen bestätigte, be-
fassten sich weite Teile der
Intellektuellen und der Öf-
fentlichkeit mit der eigenen,
schuldvollen Rolle in der Ge-
schichte, dempolnischen An-
tisemitismus. Andere wollten
davon nichts wissen und ta-
ten die neue Geschichts-
schreibungals Lügeab.
Der katholische Historiker

Tomasz Strembosz oder auch
der bekannte Ökonom Rys-
zard Bugaj stritten die Fakten
nicht ab. Sie unterstellten
aber, die Jedwabne−Morde
seien polnische Reaktionen
auf die mit den sowjetischen
Besatzern sympathisieren-
den Juden gewesen (Strem-
bosz), beziehungsweise die
"Aufrechterhaltungder These
vom antisemitischen Polen"
diene der "Begründung von
Vermögensansprüchen ge-
genüber Polen" (Bugaj).
Wenn da nicht Erinnerun-

gen an die antisemitische,
verschwörungstheoretische
Denkfigur vom geldgierigen,
bolschewistischen Juden
wach werden. Anders als sein
Landsmann Darewicz nahm
Bugaj die Enthüllungen um
Jedwabne nicht, umeine ra-
sche Klärung der Entschädi-
gungsfrage zu fordern. Viel-
mehr diskreditierte er das

Anliegen und wandte seine
Aufmerksamkeit statt dem
polnischen Antisemitismus
lieber dem"jüdischenAntipo-
lonismus" zu. Die Sorge um
die nationale Reputation −
und vor weiteren Klagen em-
pörter ausländischer Juden −
ist ihm wohl wichtiger gewe-
sen als die Klärung der tragi-
schen Geschichte.

Der Druck wächst
Doch der Ruf Polens in der

Wirtschaftswelt hat bereits
gelitten: Neben der weiterhin
verbreiteten Korruption und
der schwerfälligen Bürokra-
tie zögern immer mehr aus-
ländische Unternehmen auf-
grund der unklaren Besitzver-
hältnisse, in das Land zwi-
schen Oder und Neiße zu in-
vestieren − sie haben Angst,
plötzlich mit unüberschauba-
ren Schadensersatzforderun-
gen konfrontiert zu werden.
Seit dem Boom Mitte der
neunziger Jahre stagnieren
die Zahlen der ausländischen
Investitionen i m wirtschaft-
lich angeschlagenen Polen,
so dass i m Budgetministeri-
umauf die Furcht vor zu ho-
hen Kompensationszahlun-
gen nun die Sorge um drin-
gend benötigte Investitionen
folgt.
Sogar Kommunen − sonst

eher Nutznießerinnen der
Enteignungen − fühlen sich
blockiert. In der ehemaligen
Industriestadt Radom, i mSü-
den Warschaus, gehörten
rund zwei Drittel der Woh-
nungen vor demWeltkriegjü-
dischenEigentümerInnen, ein
Großteil davon befindet sich
i m Stadtzentrum. Wegen der
ungeklärten Besitzverhältnis-
se sind den Behörden die
Hände gebunden. Weder kön-
nen sie verkaufen, noch ha-
bensie diefinanziellen Mittel,
umdie all mählichzerfallende
Bausubstanz zu erhalten.
Ähnlich sieht es in vielen an-
deren Städten aus: Häuser,
deren Alt−EigentümerInnen
bisher nicht entschädigt wur-
den, gammeln dort vor sich

hin, weil die "neuen Besitze-
rInnen" und die den Hausbe-
stand verwaltenden Kommu-
nen keine Renovierungen be-
zahlen wollen oder können.
Währenddessen steigen die
Preise für Immobilienin Zen-
trumsnähe weiter: Ein Wohn-
haus i m Warschauer Stadt-
kern mit Baujahr vor 1945
kostet laut Union der polni-
schen Grundstücksbesitzer
mindestens eine Million US−
Dollar.
"Mit der Vergangenheit ins

Reine kommen", forderte das
"Warsaw Business Journal"
i m Juli vergangenen Jahres.
Das Fehlen einer Entschädi-

gungsregelung, so befürchtet
die Zeitung, könnte bald noch
andere, kostspielige Folgen
haben. Warum? Immer mehr
Enteignete, Juden wie Polen,
zögen wegen der fehlenden
Aussicht auf eine politische
Lösung vor Gericht. "Ausge-
kochte Rechtsanwälte" wür-
den ihren KlientInnen emp-
fehlen, auf die vollen 100 Pro-
zent Kompensation zu klagen
− das Doppelte dessen, was
die Gesetzesinitiative von
2000−2001 vorgesehen hatte.
Daaufgrundeiner neuen, dem
Eigentumsschutz wohler ge-
sonnenen Richtergeneration
i mmer mehr Prozesse für die

Auchdas neue Gesetzzur Entschädigungwirdsicher wiederfür viel öffentliche Diskussionsorgen.

KlägerInnen erfolgreich ende-
ten, könnte der Rechtswegin
der Summefür den Staat und
die Kommunen zu weit höhe-
ren Kostenführenals eine ge-
setzlich garantierte Entschä-
digung. BefürworterInnen ei-
ner solchen Regelung hatten
schon während der Bera-
tungsgespräche des Entwurfs
i m Jahr 2000 vor Kosten in
Höhe von über 70 Milliarden
US−Dollar gewarnt.
Derweil hat die polnische

Regierungeinen neuen Anlauf
in Sachen Reprivatisierung
genommen. Inwieweit der
Wiedergutmachung US−ameri-
kanischerJudendort entspro-
chenwird, ist unklar. Nochbe-
raten die einzelnen Ministeri-
en den Text, der i mSeptem-
ber vom Ministerrat abgeseg-
net und danach dem Parla-
ment vorgelegt werden soll,
hinter verschlossenen Türen.
Die Senatorin und Vorsitzen-
dedes Komiteesfür Außenpo-
litik und EuropäischeIntegra-
tion Genowefa Grabowska
deutete i m Gespräch mit lu-
xemburgischen JournalistIn-
nen lediglich die grobe Rich-
tungan: Man werde das Prob-
lem lösen − "auf nationaler
Ebene". Dass die Betroffenen
durch das neue Gesetz keine
volle Entschädigung bekom-
men werden, dürfte klar sein.
Auf der Homepage des Bud-
getministeriums bekräftigt
die Regierung, dasssiezumin-
dest die Konsequenzen der
kommunistischen Konfiszie-
rung von Privateigentum re-
geln wird, allerdings nur be-
grenzt: "The State cannot af-
ford to compensate fully
the nationalization effects
due to the economic situa-
tion." Den Jüdinnen und Ju-
den, deren Häuser nach dem
Holocaust von ihren polni-
schen MitbürgerInnen ent-
wendet wurden, wäre damit
aber nicht geholfen.

Ines Kurschat

Verspricht einerasche Lösung
der Reprivatisierungsfrage:

Senatorin
Genowefa Grabowska.


